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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Bericht «Modernisierung des Familienrechts» in Erfüllung eines Postulats Fehr (sp,
ZH; Po. 12.3607) sowie mehrere Bundesgerichtsentscheide aus jüngerer Vergangenheit
wiesen darauf hin, dass das schweizerische Abstammungsrecht nicht mehr zeitgemäss
sei. Zu diesem Schluss kam die RK-SR und reichte im August 2018 ein Postulat ein, das
den Bundesrat auffordert, einen Bericht über den Reformbedarf im
Abstammungsrecht zu erstellen und allenfalls Empfehlungen für eine kohärente
Gesetzesrevision darzulegen. Das geltende fortpflanzungsmedizinische Verbot der Ei-
und Embryonenspende sowie der Leihmutterschaft soll dabei nicht infrage gestellt, die
Tatsache, dass in der Schweiz verbotene Reproduktionsmethoden zunehmend im
Ausland in Anspruch genommen werden, aber auch nicht ausser Acht gelassen werden.
Der Bundesrat unterstützte das Anliegen. Bundesrätin Simonetta Sommaruga sagte vor
dem Ständeratsplenum im Dezember 2018, die Schweiz täte gut daran, sich dieser
Fragen anzunehmen, wie es Frankreich und Deutschland bereits getan hätten. Der
Ständerat überwies das Postulat stillschweigend an den Bundesrat. 1

POSTULAT
DATUM: 12.12.2018
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Im Juni 2016 kam der Bundesrat der Aufforderung der beiden Kammern nach und legte
eine Zusatzbotschaft zur Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht vor. Die
Regierung unterbreitete zwei Vorlagen: Mit einer Änderung des
Strafbehördenorganisationsgesetzes (StBOG) soll eine Berufungskammer am
Bundesstrafgericht eingerichtet werden. Damit soll ermöglicht werden, dass Urteile von
Vorinstanzen auch inhaltlich (tatsächlich) und nicht nur rechtlich überprüft werden
können. Zudem werden mit der ersten Vorlage auch Vizepräsidien für alle Kammern des
Bundesstrafgerichtes eingeführt – eine Forderung, die auf eine 2012 überwiesene
parlamentarische Initiative (12.426) zurückging. Die zweite Vorlage umfasste
Änderungen von Verordnungen, mit denen das StBOG umgesetzt und die erste Vorlage
adaptiert werden soll. Damit folgte die Regierung dem Anliegen der Räte und
insbesondere dem Vorschlag der Präsidien von Bundesstraf- und Bundesgericht. In der
ständerätlichen Debatte hob Bundesrätin Simonetta Sommaruga hervor, dass mit der
Vorlage das gleiche Rechtsmittelsystem geschaffen werde, wie es in den Kantonen
bereits vorherrsche. Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter hiessen die beiden
Vorlagen denn auch einstimmig und ohne Enthaltungen gut. Der ursprüngliche Entwurf
sowie die für die Gesetzesänderung verantwortliche Motion Janiak (sp, BL) (10.3138)
wurden gleichzeitig abgeschrieben. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2016
MARC BÜHLMANN

Mit ihrer Motion für eine Revision des Bundesgerichtsgesetzes rannte die RK-NR beim
Bundesrat offene Türen ein. Die Motion verlangt vom Bundesrat einen Vorschlag für
eine Gesetzesänderung, in der die „Falschbelastung“ des Bundesgerichtes angegangen
wird. Mit anderen Worten solle das BGer von unbedeutenden Fällen entlastet werden,
in denen kaum zur Verbesserung des Rechtsschutzes beigetragen werde. 
Hauptgrund des Bundesrates, die Annahme der Motion zu empfehlen, war der Umstand,
dass er bereits an der Umsetzung einer solchen Revision arbeitete. In der Tat war das
im Jahr 2007 in Kraft getretene Bundesgerichtsgesetz aufgrund eines Postulats
evaluiert worden. Der Evaluationsbericht aus dem Jahre 2013 hatte eine Optimierung
des Gesetzes empfohlen, worauf der Bundesrat einen Vorentwurf ausgearbeitet hatte,
der zwischen 2015 und 2016 in die Vernehmlassung gegangen war. 
In der Ratsdebatte wies Bundesrätin Sommaruga darauf hin, dass die Regierung von den
Ergebnissen der Anhörung erst kürzlich Kenntnis genommen und – wie sie das immer
tue – nun das zuständige Departement beauftragt habe, eine Botschaft auszuarbeiten.
Eine Minderheit der RK-NR hatte sich am Umstand gestossen, dass mit dieser
Kommissionsmotion der übliche Weg verlassen werde. Man könne den Bundesrat nicht
zwingen, eine Revision anzugehen, ohne dass er vorher die Resultate der
Vernehmlassung abwarte. In der Tat war ein Grund für die Einreichung der Motion

MOTION
DATUM: 12.09.2017
MARC BÜHLMANN
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gewesen, dass das Verfahren zu lange dauere und man das Bundesgericht rascher
entlasten wolle. Da jedoch in der Zwischenzeit die Ergebnisse der Vernehmlassung
vorlagen, zog die Minderheit ihren Antrag zur Ablehnung der Motion zurück und der
Vorstoss wurde stillschweigend an die kleine Kammer weitergeleitet. 3

Die RK-SR hatte sich einstimmig für die Annahme der Motion ihrer
Schwesterkommission (RK-NR) für eine Revision des Bundesgerichtsgesetzes
ausgesprochen. Zwar hatte die Kommission zur Kenntnis genommen, dass der
Bundesrat bereits daran war, eine entsprechende Vorlage auszuarbeiten. Um die
Kommission des Nationalrates aber nicht zu desavouieren und um die Dringlichkeit des
Anliegens zu unterstreichen, hatte sie ihrem Rat die Annahme der Vorlage empfohlen.
Man habe hier – wie Robert Cramer (gp, GE) erklärte – also eigentlich nichts anderes
gemacht, als den Bundesrat zu bitten, dass er das Recht des Parlaments auf
Legiferieren berücksichtige, was dieser natürlich auch machen werde. Die Motion
wurde vom Ständerat in der Frühjahrssession 2018 entsprechend diskussionslos – auch
Bundesrätin Sommaruga verzichtete auf das Wort – angenommen. 4

MOTION
DATUM: 14.03.2018
MARC BÜHLMANN

1) AB SR, 2018, S. 1026
2) AB SR, 2016, prov.; BBl. 2016, S. 6199 ff.; Medienmitteilung BR vom 9.11.15; NZZ, 10.11.15; TA, 14.11.15; NZZ, 4.12.15, 16.8.16
3) AB NR, 2017, S. 1279 ff.
4) AB SR, 2018, S. 222 f.; Bericht RK-SR vom 12.2.18
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